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Mandantenrundschreiben            01/2024 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
hier wieder aktuelle Informationen aus Steuer- und Wirtschaftsrecht für die grüne Branche: 
 
 

Umsatzsteuerpauschalierungssatz bleibt vorerst bei neun Prozent 
 
Die Verabschiedung des Wachstumschancengesetzes verzögert sich. Dadurch werden zahlrei-
che sicher geglaubte Gesetzesänderungen nun nicht mehr vor dem Jahreswechsel verabschie-
det. Dazu gehört auch die vorgesehene Absenkung des Pauschalsteuersatzes auf 8,4 %. 
 
Mit dem Wachstumschancengesetz plant die Bundesregierung konjunkturelle und ökologische 
Maßnahmen. Bereits im November hatte der Bundestag dem neuen Gesetz zugestimmt. Auf-
grund aktueller Haushaltsdefizite für 2024 konnten sich die Vertreter von Bund und Ländern aber 
vorerst nicht final einigen, so dass das Gesetzgebungsverfahren aktuell beim Vermittlungsaus-
schuss liegt. Mit einer Verabschiedung des Gesetzes, das auch die Absenkung des Durch-
schnittssteuersatzes vorsieht, ist erst im nächsten Jahr zu rechnen. 
 
Da sich die Gesetzverabschiedung verschiebt, bleibt für pauschalierende Landwirte damit erst 
mal, der seit dem 01.01.2023 gültige Pauschalsteuersatz von 9,0 % weiter anwendbar. 
 
 

Wachstumschancengesetz: Verschiebung einiger Regelungen ins Kre-
ditzweitmarktförderungsgesetz 
 
Der Bundesrat hatte am 24.11.2023 dem Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, Investi-
tionen und Innovation sowie Steuervereinfachung und Steuerfairness (Wachstumschancenge-
setz, BR-Drs. 588/23) die Zustimmung verweigert und stattdessen den Vermittlungsausschuss 
angerufen. Nachdem der Vermittlungsausschuss nicht mehr rechtzeitig vor der letzten Bundes-
ratssitzung im Jahr 2023 am 15.12.2023 ein Vermittlungsergebnis entwickelt hat, wird das 
Wachstumschancengesetz nicht mehr in diesem Jahr verabschiedet werden können.  

  Ihr Zeichen:  

Unser Zeichen: 
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Um Teile des Gesetzes den sich abzeichnenden schwierigen politischen Verhandlungen zu ent-
ziehen, hat der Finanzausschuss des Deutschen Bundestages bestimmte Änderungen aus dem 
Wachstumschancengesetz in den bislang steuerrechtlich unbelasteten Entwurf eines Gesetzes 
zur Förderung geordneter Kreditzweitmärkte und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2167 
über Kreditdienstleister und Kreditkäufer sowie zur Änderung weiterer finanzmarktrechtlicher 
Bestimmungen (Kreditzweitmarktförderungsgesetz) aufgenommen. Dieses Gesetz i.d.F. der Be-
schlussempfehlung des Finanzausschusses (BT-Drs. 20/9782) stand am 14.12.2023 auf der Ta-
gesordnung des Bundestages. Dem bislang nicht zustimmungspflichtigen Gesetz hat der Bun-
desrat am 15.12.2023 (BR-Drs 656/23) zugestimmt.  
 
Die in das Kreditzweitmarktförderungsgesetz eingefügten steuerrechtlichen Änderungen sind: 

 Streichung der §§ 123–126 EStG (Besteuerung der Gas-/Wärmepreisbremse). 

 Reform und Anpassung der Zinsschranke (§ 4h EStG) entsprechend dem Regierungsent-

wurf, u.a. Anpassung der Stand-alone-Klausel und des Begriffs der Zinsaufwendungen 

an die ATAD. 

 Anpassungen des Steuerrechts an die Änderungen durch das Personengesellschafts-

rechtsmodernisierungsgesetz (MoPeG):  
 
Hierzu werden u.a. die §§ 14a, 14b AO neu eingefügt. Darüber hinaus erfolgt die Anpassung von 
§ 39 Abs. 2 Nr. 2 AO an den Wegfall des Gesamthandsvermögens bei rechtsfähigen Personen-
gesellschaften sowie die Aufnahme rechtsfähiger Personengesellschaften in die Vorschriften zum 
Feststellungsverfahren. Neu eingefügt wird § 2a ErbStG, der als Generalklausel für die Erbschaft- 
und Schenkungsteuer das Vermögen rechtsfähiger Personengesellschaften als Gesamthands-
vermögen fingiert und Zuwendungen an eine solche Gesellschaft als Zuwendungen an die Ge-
sellschafter und umgekehrt.  
 
Vergleichbar damit ist die Einfügung eines neuen § 24 GrEStG, der ebenso das Vermögen rechts-
fähiger Personengesellschaften als Gesamthandsvermögen für die Grunderwerbsteuer fingiert. 
 
Zur Begründung wird ausgeführt: Zum 1. Januar 2024 treten wesentliche Änderungen des Ge-
setzes zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) vom 10. August 2021 
(BGBl. I S. 3436) in Kraft, insbesondere die weitgehende Aufhebung der Regelungen zur gesamt-
händerischen Vermögensbindung aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch. Wie bei Kapitalgesell-
schaften erfolgt ab dem 1. Januar 2024 eine strikte Trennung der Vermögenssphären zwischen 
Personengesellschaft und Gesellschafter. Insbesondere die Steuervergünstigungen des § 5 Ab-
satz 1 und 2 GrEStG, des § 6 Absatz 3 Satz 1 GrEStG sowie des § 7 Absatz 2 GrEStG, die auf 
die Gesamthand (Gemeinschaft zur gesamten Hand) abzielen, könnten keinen Anwendungsraum 
mehr haben. 
 
Wenngleich mit der Prüfung eines etwaigen Anpassungsbedarfs des Grunderwerbsteuergeset-
zes zeitnah begonnen worden ist, konnte diese nicht rechtzeitig abgeschlossen werden. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass die Auswirkungen des MoPeG auf die Grunderwerbsteuer als 
Rechtsverkehrsteuer nicht einhellig beurteilt werden. 
 
Im Hinblick auf die unterschiedliche Beurteilung wird der Status quo im Grunderwerbsteuergesetz 
mit der Einführung des neuen § 24 GrEStG zunächst für drei Jahre befristet fortgeführt, indem 
Personengesellschaften weiterhin für Zwecke der Grunderwerbsteuer als Gesamthand fingiert 
werden. Die hierdurch gewonnene Zeit muss dafür genutzt werden, dass die Bundesregierung 
gemeinsam mit den Ländern die Prüfung des Anpassungsbedarfs des Grunderwerbsteuergeset-
zes intensiv fortsetzt. Es soll eine rechtssichere gesetzliche Regelung geschaffen werden, die 
auch in einer Neugestaltung münden kann. Hierdurch können die Belange der Länder – denen 
die Verwaltungs- und Ertragskompetenz der Grunderwerbsteuer obliegen – berücksichtigt wer-
den. Gleichzeitig wird Rechtssicherheit für die Wirtschaft und die Finanzverwaltung herbeigeführt. 
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Da die Prüfung bereits begonnen hat, wird davon ausgegangen, dass innerhalb des vorgesehe-
nen Zeitraums Ergebnisse erzielt werden. 
 
Aus steuerfachlichen Gründen wird die befristete Regelung nicht in § 39 der Abgabenordnung 
verortet, sondern im Grunderwerbsteuergesetz. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfi-
nanzhofs und der Auffassung der Finanzverwaltung ist § 39 der Abgabenordnung im Grunder-
werbsteuerrecht nicht anwendbar. Diese gefestigte Rechtsansicht sollte durch eine Verortung der 
Regelung zur Beibehaltung des Status quo in § 39 der Abgabenordnung nicht in Frage gestellt 
werden. 
 
Die laufenden Nachbehaltensfristen der §§ 5 und 6 GrEStG werden nicht alleine durch Inkrafttre-
ten des MoPeG verletzt. 
 
Der weitaus größere Teil des Wachstumschancengesetzes bleibt damit Gegenstand der anste-
henden Verhandlungen des Vermittlungsausschusses, die im nächsten Jahr fortgesetzt werden. 
 
 

Eintragung von Gesellschaften bürgerlichen Rechts im Gesellschafts-
register ab 1.1.2024 
 
Durch das Gesetz zur Modernisierung des Gesellschaftsrechts (MoPeG) wird zum 1.1.2024 ein 
Gesellschaftsregister geschaffen, in das sich GbRs eintragen lassen können 
(vgl. § 707 ff. BGB n. F.). Das neue Register wird beim Amtsgericht geführt. Das Können ist jedoch 
für die Praxis in vielen Fällen irreführend. Die Eintragung in dem neuen Register ist nämlich ab 
dem 1.1.2024 Voraussetzung für die Vornahme von bestimmten Rechtsgeschäften, und zwar 
solchen, die ihrerseits die Eintragung in ein anderes Register erfordern.  
 
Das ist insbesondere bei Rechtsgeschäften mit Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten 
(Käufen/Verkäufen, Vormerkungen, Hypotheken, Grundschulden u.Ä.) der Fall. Aber auch, wenn 
sich eine GbR an anderen im Register eingetragenen Gesellschaften wie GmbH, OHG oder KG 
oder künftig auch eingetragenen GbRs beteiligen möchte, muss die GbR eingetragen sein. 
 
Für GbRs, die bereits in eine Gesellschafterliste eingetragen sind (z.B. als Gesellschafter einer 
GmbH) besteht Bestandsschutz. Wer aktiv am Rechtsverkehr in den vorstehend beschriebenen 
Bereichen teilnimmt, für den gilt faktisch, dass er sich registrieren lassen muss. Das ist allerdings 
erst ab dem 1.1.2024 möglich. Die GbR muss dann als eingetragene Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts oder kurz eGbR firmieren. 
 
Die Anmeldung muss notariell durch alle Gesellschafter der GbR vorgenommen werden. Dabei 
ist eine Vertretung möglich, allerdings nur auf Basis öffentlich beglaubigter Vollmacht. GbRs, die 
im Januar 2024 Grundstücksgeschäfte tätigen oder sich an eingetragenen Gesellschaften betei-
ligen wollen, sollten sich also mit der Anmeldung im Januar beeilen. 
 
Angesichts der neuen gesetzlichen Regelungen sollten Unternehmen alle bestehenden Gesell-
schaftsverträge durch Rechtsanwälte auf Anpassungsbedarf prüfen und entsprechend ändern 
lassen. GbRs sollten zudem prüfen, ob sie sich in das neu geschaffene Gesellschaftsregister 
eintragen lassen wollen oder sogar müssen. 
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Minijobs 2024: Neues Jahr, neue Regeln 
 
1. Mindestlohn und Verdienstgrenze steigen 
 
Zum 1. Januar 2024 steigt der gesetzliche Mindestlohn von derzeit 12,00 Euro auf 12,41 Euro 
pro Stunde. Das wirkt sich auch auf die Verdienstgrenze im Minijob aus. Sie steigt von 520 Euro 
auf 538 Euro im Monat. 
 

2. Übergangsregelungen für Alt-Midijobber fallen weg 
 
Durch die Anhebung der Minijob-Verdienstgrenze von 450 Euro auf 520 Euro ab 1. Oktober 2022 
gelten bis zum 31. Dezember 2023 Übergangsregelungen für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin-
nen, die 450,01 Euro bis 520 Euro im Monat verdienen. 
 
Diese Regelungen sollten verhindern, dass aus einem Midijob (nach alter Regelung bis 30. Sep-
tember 2022) ein Minijob wurde und betroffene Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ihren Ver-
sicherungsschutz in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung verlieren. 
 
Ab 1. Januar 2024 fallen diese Übergangsregelungen nun weg.  
 

3. Beiträge im Jahr 2024 
 
Im Jahr 2024 gelten für Minijobs dieselben Sätze für Beiträge und Abgaben wie im vergangenen 
Jahr. 
 

4. Hinzuverdienst von Rentnerinnen und Rentner 
 
Bezieherinnen und Bezieher einer Altersrente können grundsätzlich unbegrenzt hinzuverdienen. 
Üben sie einen Minijob mit Verdienstgrenze aus, müssen sie lediglich die Minijob-Regelungen 
beachten. Wer einen Minijob mit Verdienstgrenze ausübt, darf ab dem 1. Januar 2024 im Monat 
durchschnittlich nicht mehr als 538 Euro verdienen. Im Jahr sind das 6.456 Euro. 
 
Wer eine Rente wegen teilweiser oder voller Erwerbsminderung bezieht, muss Hinzuverdienst-
grenzen beachten. Diese steigen zum 1. Januar 2024.  
 

5. Neues SV-Meldeportal 
 
Im Oktober 2023 hat das neue SV-Meldeportal die elektronische Ausfüllhilfe sv.net abgelöst. Bis 
zum 29. Februar 2024 können Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sv.net weiterhin nutzen. Ab dem 
1. März 2024 wir sv.net abgeschaltet. 
 
 

Zum Vorsteuerabzug bei einem kraft Gesetzes erfolgenden Wechsel 
von der Durchschnittssatzbesteuerung zur Regelbesteuerung 
 
Der BFH (Urteil v. 12.07.2023 - XI R 14/22) lehnt den gesonderten Vorsteuerabzug für Leistungs-
bezüge im Pauschalierungszeitraum ab, auch wenn diese Leistungsbezüge erst mit der Regel-
besteuerung unterliegenden Ausgangsumsätzen im Folgejahr zusammenhängen. 
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Streitig ist zwischen den Beteiligten, ob die Klägerin (GbR), die bis einschließlich 2021 (Streitjahr) 
ihre Umsätze aus ihrem landwirtschaftlichen Unternehmen nach Durchschnittssätzen gemäß § 
24 UStG versteuerte, Vorsteuer aus Rechnungen abziehen kann, deren Aufwendungen zwar im 
Streitjahr entstanden sind, jedoch für Umsätze im Jahr 2022 verwendet werden sollten, einem 
Jahr, in dem sie wegen des Überschreitens der Grenze von 600.000 € zur Regelbesteuerung 
übergehen musste. 
 
Gesellschaftszweck der GbR ist der Betrieb eines landwirtschaftlichen Unternehmens zur Haltung 
von Milchkühen. Im Rahmen dieses Betriebs zieht die GbR weibliche Nachzucht selbst auf. Mit 
ihren Umsätzen unterlag sie auch im Streitjahr der Durchschnittssatzbesteuerung. Für die Jahre 
2019 und 2020 erklärte die GbR Umsätze in Höhe von etwa 1,2 Mio. €; die erklärte Umsatzsteuer 
betrug für diese Jahre nach Anwendung der Regelungen in § 24 Abs. 1 UStG jeweils 0 €. Am 
21.10.2021 gab die GbR eine Umsatzsteuer-Voranmeldung für das 1. Quartal 2021 ab, in der sie 
abzugsfähige Vorsteuerbeträge in Höhe von 1.436,39 € und keine zu besteuernden Umsätze 
anmeldete. In einem Begleitschreiben zur Voranmeldung führte sie ergänzend aus, es handele 
sich bei der übermittelten Umsatzsteuer-Voranmeldung nicht um einen Antrag im Sinne des § 24 
Abs. 4 UStG, die Regelungen des § 24 Abs. 1 UStG sollten für 2021 weiterhin Anwendung finden. 
Ab dem 01.01.2022 unterliege die GbR jedoch der Regelbesteuerung. Durch das Jahressteuer-
gesetz 2020 sei in § 24 Abs. 1 UStG eine Umsatzgrenze von 600.000 € bezogen auf das jeweilige 
Vorjahr eingefügt worden. Die Änderung gelte nach § 27 Abs. 32 UStG erstmals für Umsätze, die 
nach dem 31.12.2021 bewirkt werden. Die in der Voranmeldung geltend gemachten Vorsteuer-
beträge stünden nur mit Umsätzen in Zusammenhang, die erst im Jahr 2022 erzielt würden, da 
es sich um die anteiligen Kosten für die Aufzucht von Tieren handele, die erst im Jahr 2022 ab-
kalben und daher erst ab diesem Zeitpunkt Milch erzeugen. Daher sei ihr entgegen Abschn. 15.1 
Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 UStAE der Vorsteuerabzug zu gewähren. 
 
Am 10.11.2021 setzte das Finanzamt (FA) die Umsatzsteuer-Vorauszahlung für das 1. Quartal 
2021 auf 0 € fest und versagte dabei den begehrten Vorsteuerabzug. Den Einspruch der GbR, 
mit dem sie zur Begründung auf das Begleitschreiben zur Voranmeldung verwies, blieb erfolglos. 
Nach Ansicht des FA sei bei Anwendung der Durchschnittssatzbesteuerung im Jahr 2021 nach 
§ 24 Abs. 1 Satz 4 UStG ein weitergehender Vorsteuerabzug ausgeschlossen. Ein Verzicht ge-
mäß § 24 Abs. 4 UStG sei nicht erfolgt. 
 
Das Finanzgericht (FG) gab der Klage statt und setzte die Umsatzsteuer auf ./. 1.436,59 € fest. 
Soweit sich Vorsteuerbeträge auf die Aufzucht von Tieren im Streitzeitraum (1. Quartal 2021) 
bezögen, die erst im Jahr 2022 abkalben, stehe § 24 Abs. 1 Satz 4 UStG dem Vorsteuerabzug 
nicht entgegen. Maßgeblich sei, dass bei Leistungsbezug die durch objektive Anhaltspunkte be-
legte Absicht bestanden habe, die Eingangsleistungen nur für Umsätze im Jahr 2022 zu verwen-
den, die wegen der bereits 2021 zu erkennenden neuen Gesetzeslage der Regelbesteuerung 
unterliegen. Dies entspreche der zugrundeliegenden unionsrechtlichen Regelung des Art. 302 
MwStSystRL. Danach sei die Frage des Ausschlusses des Vorsteuerabzugs von der Qualität der 
mit den Aufwendungen im Zusammenhang stehenden Tätigkeiten beziehungsweise Umsätzen 
abhängig und nicht vom Vorliegen eines land- und forstwirtschaftlichen (luf) Betriebs als solches. 
§ 15a Abs. 7 UStG stehe dem nicht entgegen, da eine Berichtigung des versagten Vorsteuerab-
zugs wegen § 44 Abs. 1 UStDV im Streitfall nicht in Betracht komme, weil die entsprechenden 
Anschaffungs- und Herstellungskosten für die aufzuziehenden Milchkühe die dort genannte 
Grenze nicht überschritten. Dagegen reichte das FA die Revision ein. 
 
Der BFH bestätigt die Revision. Das FG hat zu Unrecht entschieden, dass die geltend gemachte 
Vorsteuer im Streitjahr abgezogen werden kann. Im Streitjahr kann Vorsteuer nur im Umfang der 
Umsatzsteuer auf die erzielten Umsätze berücksichtigt werden. 
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Für die im Rahmen eines luf Betriebs ausgeführten Umsätze werden im Streitjahr die Steuer --mit 
Ausnahme der im Streitfall nicht einschlägigen Lieferungen und sonstigen Leistungen im Sinne 
von § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 UStG-- gemäß § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 UStG und die diesen 
Umsätzen zuzurechnenden Vorsteuerbeträge gemäß § 24 Abs. 1 Satz 3 UStG auf jeweils 10,7 
% der Bemessungsgrundlage festgesetzt. Dadurch gleichen sich Steuer und Vorsteuer aus, so 
dass der Landwirt im Ergebnis für diese Umsätze keine Umsatzsteuer zu entrichten hat. Nach 
diesen gesetzlichen Grundlagen hat das FA im Bescheid über die Festsetzung der Umsatzsteuer-
Vorauszahlung für das 1. Quartal 2021 Umsatzsteuer zutreffend auf 0 € festgesetzt. 
 
Der Vorsteuerabzug aufgrund tatsächlicher Leistungsbezüge für den landwirtschaftlichen Betrieb 
war bei Leistungsbezug nach § 24 Abs. 1 Satz 4 UStG ausgeschlossen; denn das Verbot eines 
weiteren Vorsteuerabzugs gemäß § 24 Abs. 1 Satz 4 UStG bezieht sich auf den Zurechnungs-
bereich des Leistungsbezugs zu den luf Umsätzen. Der Vorsteuerabzug erfolgt pauschal. In der 
zunächst sinngemäß enthaltenen und später ausdrücklich ausgesprochenen gesetzlichen Anord-
nung in § 24 Abs. 1 Satz 4 UStG des Inhalts, dass ein weiterer Vorsteuerabzug entfällt, ist eine 
Regelung zu sehen, mit der ausgeschlossen wird, dass neben der Vorsteuerpauschalierung (§ 
24 Abs. 1 UStG) zusätzlich aufgrund von einzelnen Leistungsbezügen für den unter § 24 UStG 
fallenden Unternehmensteil nach Maßgabe des § 15 Abs. 1 UStG Vorsteuern abgezogen werden 
dürfen. Besteht --wie im Streitfall-- im Jahr des Leistungsbezugs nur ein der Durchschnittssatz-
besteuerung unterliegendes landwirtschaftliches Unternehmen, so kommt von vornherein nur 
eine Zuordnung der Eingangsleistung zu diesem Unternehmen in Betracht mit der Folge, dass 
statt des Abzugs der in der Rechnung ausgewiesenen Umsatzsteuer als Vorsteuer gemäß § 15 
UStG nur eine Vorsteuerentlastung nach § 24 Abs. 1 Satz 3 und 4 UStG, bemessen nach Aus-
gangsumsätzen, eintritt. 
 
Die bereits im Streitjahr mögliche Option zur Regelbesteuerung (§ 24 Abs. 4 UStG), die dazu 
geführt  hätte, dass statt pauschaler Leistungsbezüge die tatsächlichen Leistungsbezüge (§ 15 
UStG) berücksichtigt werden, hat die GbR nicht ausgeübt. Die gesetzliche Einführung der Ge-
samtumsatzgrenze von 600.000 €, die auf Umsätze anzuwenden ist, die nach dem 31.12.2021 
bewirkt werden, führt im Streitjahr nicht zu einer anderen Beurteilung. 
 
Kommt es zwischen Leistungsbezug und Verwendungsumsatz zu einem Übergang von der 
Durchschnittssatzbesteuerung zur Regelbesteuerung, gelangt mit § 15a Abs. 7 Halbsatz 2 UStG 
eine gesetzliche Vorschrift zur Anwendung, die eine Berichtigung des Vorsteuerabzugs ermög-
licht und damit Inkongruenzen ausgleicht. Zunächst ist der (weitere) Vorsteuerabzug nach § 15 
UStG aufgrund der Regelung des § 24 Abs. 1 Satz 4 UStG ausgeschlossen und nach dem Wech-
sel zur allgemeinen Besteuerung die Vorsteuerberechtigungsmöglichkeit gegeben. 
 
Zu § 19 UStG hat der BFH entschieden, dass ein Unternehmer, der als Kleinunternehmer (§ 19 
Abs. 1 UStG) eine Leistung bezieht, im nachfolgenden Besteuerungszeitraum zur Regelbesteu-
erung wechselt und in diesem für die bezogene Leistung eine Rechnung mit gesondertem Steu-
erausweis erhält, nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, weil es in Bezug auf die erhaltene 
Leistung an der persönlichen Berechtigung zum Vorsteuerabzug fehlt. 
 
Für den landwirtschaftlichen Betrieb der GbR (§ 24 UStG) gilt im Falle des Wechsels nichts an-
deres. Wechselt ein Unternehmer, der seine Umsätze gemäß § 24 Abs. 1 UStG pauschal ver-
steuert und im Zeitraum dieser Besteuerungsform Lieferungen und sonstige Leistungen bezogen 
hat, später zur Regelbesteuerung, sind die mit diesen Vorbezügen verbundenen Vorsteuern auch 
dann durch die Vorsteuerpauschalierung nach § 24 UStG abgegolten, wenn der Unternehmer die 
Rechnungen für diese Vorbezüge erst nach dem Wechsel der Besteuerungsform erhält. Für den 
pauschalen Vorsteuerabzug ist die Regelung bestimmend, die im Rahmen der für den Land- und 
Forstwirt zu diesem Zeitpunkt maßgeblichen Besteuerungsform gilt. Bei der Besteuerung nach § 
24 Abs. 1 UStG wird die reale Vorsteuerbelastung durch einen fiktiven Betrag abgegolten. Selbst  
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durch eine ausschließliche Zuordnung des Leistungsbezugs eines gemischt eingesetzten Ge-
genstandes zum landwirtschaftlichen Betrieb (§ 24 UStG) käme es zur Verhinderung der Entlas-
tung. 
 
Der Unternehmer wird dadurch nicht schutzlos gelassen. Vielmehr liegt eine Änderung der für 
den ursprünglichen Vorsteuerabzug maßgebenden Verhältnisse auch dann vor, wenn ein Land- 
und Forstwirt von der Regelbesteuerung zur Durchschnittssatzbesteuerung oder umgekehrt 
wechselt. Die vorgenannten Grundsätze gelten im Übrigen auch im umgekehrten Fall: Wechselt 
der Steuerpflichtige von der Regelbesteuerung zur Durchschnittssatzbesteuerung, verbleibt es 
beim Vorsteuerabzug bei Leistungsbezug gemäß § 15 UStG; es erfolgt auch dann nur eine Vor-
steuerberichtigung gemäß § 15a Abs. 7 UStG. 
 
Die in Bezug genommene Rechtsprechung betrifft Konstellationen, in denen der Steuerpflichtige 
freiwillig die Besteuerungsform wechselt. Für den Fall, dass der Wechsel kraft Gesetzes eintritt, 
gilt indes nichts anderes. Auch Gesetzesänderungen können nach der Rechtsprechung des Ge-
richtshofs der Europäischen Union (EuGH) zu Vorsteuerberichtigungen führen. Es verbleibt die 
Berichtigung des Vorsteuerabzugs nach § 15a Abs. 7 Halbsatz 2 UStG zu dem Zeitpunkt, zu dem 
die Pauschalbesteuerung nicht mehr zulässig ist. 
 
Das Unionsrecht steht dem nicht entgegen. Nach Art. 302 MwStSystRL hat ein Pauschallandwirt, 
der einen Pauschalausgleich in Anspruch nimmt, in Bezug auf die dieser Pauschalregelung un-
terliegenden Tätigkeiten kein Recht auf Vorsteuerabzug. Geht der Steuerpflichtige von der nor-
malen Mehrwertsteuerregelung auf eine Sonderregelung über oder umgekehrt, können nach Art. 
192 MwStSystRL die Mitgliedstaaten die erforderlichen Vorkehrungen treffen, um zu vermeiden, 
dass dem Steuerpflichtigen dadurch ungerechtfertigte Vorteile oder Nachteile entstehen. Ebenso 
wie § 15a Abs. 7 UStG sieht Art. 192 MwStSystRL den Übergang von der normalen Mehrwert-
steuerregelung auf eine Sonderregelung oder umgekehrt als Fall der Berichtigung des Vorsteu-
erabzugs an. 
 
Soweit die GbR unter Hinweis auf das BFH-Urteil vom 13.11.2013 - XI R 2/11 von einer umsatz-
bezogenen Betrachtung ausgeht, geht das Unionsrecht in Art. 302 MwStSystRL von Tätigkeiten 
und nicht von Umsätzen aus. Die Tätigkeit der GbR im Jahr 2021 war eine landwirtschaftliche 
Tätigkeit (Tierzucht beziehungsweise Tierhaltung, Art. 295 Abs. 1 Nr. 2 MwStSystRL i.V.m. Anh. 
VII Nr. 2) einer landwirtschaftlichen Erzeugerin (Art. 295 Abs. 1 Nr. 3 MwStSystRL). In Bezug auf 
diese Tätigkeit hat die GbR somit nach Art. 302 MwStSystRL im Jahr 2021 kein Recht auf Vor-
steuerabzug. Entstehen daraus ungerechtfertigte Vor- oder Nachteile, so sind diese nach Art. 192 
MwStSystRL auszugleichen. Die Umsetzung dieser Bestimmung steht nicht im Ermessen des 
Mitgliedstaats; sie hat der deutsche Gesetzgeber mit § 15a Abs. 7 Halbsatz 2 UStG vorgenom-
men. 
 
Das von der GbR angeführte BFH-Urteil vom 13.11.2013 - XI R 2/11 bezieht sich außerdem auf 
die Zuordnungsfrage, ob Vorsteuern aus verschiedenen Tätigkeiten des Steuerpflichtigen dem 
Bereich der Durchschnittssatzbesteuerung oder dem Bereich der Regelbesteuerung zuzuordnen 
sind. Im Streitfall geht es hingegen um die Frage, welche Konsequenzen sich aus dem Wechsel 
des Besteuerungssystems einer einzigen (landwirtschaftlichen) Tätigkeit, die von der Durch-
schnittssatzbesteuerung zur Regelbesteuerung wechselt, ergeben. Hier bedarf es insoweit einer 
tätigkeitsbezogenen Sicht, die sich unionsrechtlich aus Art. 192 MwStSystRL i.V.m. § 15a Abs. 7 
UStG ergibt. 
 
Aus dem zwischen den Beteiligten streitig erörterten BFH-Urteil vom 22.03.2001 - V R 39/00 
ergibt sich ebenfalls nichts anderes; denn im dortigen Fall wurde im Zeitpunkt des Leistungsbe-
zugs keine der Durchschnittssatzbesteuerung unterliegende Tätigkeit ausgeübt. Außerdem 
wurde erklärt, dass zur Regelbesteuerung optiert wird. 
  



- 8 - 

 

Eine Haftung für den Inhalt kann trotz sorgfältiger Bearbeitung nicht übernommen werden. Insbesondere 
wird eine Beratung im Einzelfall nicht ersetzt. 

Diese Auslegung des § 24 UStG entspricht auch den formellen Anforderungen, die mit dem 
Wechsel zur Regelbesteuerung einhergehen. So setzt zum Beispiel erst mit dem Übergang zur 
Regelbesteuerung die Aufzeichnungspflicht des § 22 Abs. 2 Nr. 5 und 6 UStG für den Land- und 
Forstwirt ein. Davor ist der luf Betrieb (auch) von ihr befreit (§ 67 Satz 1 UStDV). Die gegenteilige 
Ansicht der Klägerin und der Vorinstanz würde zu erheblichen Nachweisproblemen führen. 
 
Ob die in § 15a Abs. 7 UStG, Art. 192 MwStSystRL vorgesehene Vorsteuerberichtigung im Jahr 
2022 aufgrund von § 44 UStDV ausgeschlossen ist, ist im Streitfall, der das Jahr 2021 betrifft, 
nicht zu entscheiden. 
 
Hinweis:  
 
Damit bestätigt der BFH – anders als das FG - die Rechtsauffassung der Finanzverwaltung in 
Abschnitt 24.1a Abs. 7 UStG. Es zeichnet sich bereits ab, dass das Thema Vorsteuerberichtung 
beim Umlaufvermögen, das aufgrund des Urteils ansteht, zu weiteren Streitigkeiten mit der Fi-
nanzverwaltung führt. Dabei geht es im Wesentlichen um die Frage, was das jeweilige Berichti-
gungsobjekt ist und inwieweit die 1.000 € eine Vorsteuerberichtigung beim Umlaufvermögen ver-
hindert. Zu letzterem ist bereits ein Verfahren beim niedersächsischen FG anhängig (Az. 11 K 
69/23), indem es um die Frage geht, ob die Anwendung der 1.000 €-Grenze beim Umlaufvermö-
gen überhaupt durch das EU-Recht gedeckt ist. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Landwirtschaftliche Buchstelle e. V. Herford 
 
 
 
Erwin Wieskus 
Dipl.-Kfm., Steuerberater LB 


